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Text 

Mitteilungspflichten 

§ 15j. (1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat die Erteilung, die 
Entziehung oder die Einschränkung der Verkehrsgenehmigung unverzüglich der Europäischen 
Kommission mitzuteilen. 

(2) Wenn anlässlich der Erbringung von Eisenbahnverkehrsleistungen im Inland ernsthafte Zweifel 
darüber bekannt werden, dass bei einem Eisenbahnverkehrsunternehmen mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einer anderen Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder in der Schweizerischen Eidgenossenschaft einzelne Voraussetzungen 
für die Erteilung einer Genehmigung im Sinne der Richtlinie 95/18/EG des Rates vom 19. Juni 1995 über 
die Erteilung von Genehmigungen an Eisenbahnunternehmen in der Fassung der Richtlinie 2004/49/EG 
nicht mehr vorliegen, hat dies der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie der Behörde 
des anderen Staates mitzuteilen. 

(3) Der Versicherer, mit dem ein Eisenbahnverkehrsunternehmen mit Sitz in Österreich eine 
Versicherung über eine ausreichende Deckung der Haftpflicht abgeschlossen hat, ist verpflichtet, 

 1. dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie unaufgefordert und umgehend 
jeden Umstand zu melden, der eine Beendigung oder Einschränkung des Versicherungsschutzes 
oder eine Abweichung von der ursprünglichen Versicherungsbestätigung bedeutet oder bedeuten 
kann, und 

 2. auf Verlangen des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie über solche 
Umstände Auskunft zu erteilen. 


